
 
Gemeinde Moorrege 
 
 

Beschlussvorlage 
 

Vorlage Nr.: 629/2014/MO/BV 
 
 
Fachteam: Finanzen Datum: 22.09.2014 
Bearbeiter: Jens Neumann AZ: FT 3 

 
 

Beratungsfolge Termin Öffentlichkeitsstatus 
Finanzausschuss der Gemeinde Moorrege 03.12.2014 öffentlich 
Gemeindevertretung Moorrege 10.12.2014 öffentlich 

 
Prüfung der Jahresrechnung 2013 und Feststellung des Ergebnisses für 
die Gemeinde Moorrege 
 
Sachverhalt und Stellungnahme der Verwaltung: 
- siehe Niederschrift über die Prüfung der Jahresrechnung v. 17.09.2014 - 
 
 
 
Finanzierung: 
 -entfällt- 
 
 
Fördermittel durch Dritte: 
-entfällt- 
 
 
Beschlussvorschlag: 
 Der Finanzausschuss empfiehlt,  
die Gemeindevertretung stellt die Jahresrechnung für das Haushaltsjahr 2013, die im 
Verwaltungshaushalt mit Einnahmen und Ausgaben in Höhe von je 5.479.237,85 € 
und im Vermögenshaushalt mit Einnahmen und Ausgaben in Höhe von je 
503.689,80 € abschließt, fest. 
 
 
 
__________________ 
Weinberg 
 
Anlagen:  
Niederschrift über die Prüfung der Jahresrechnung am 17.09.2014 
Feststellung des Jahresergebnisses 2013 für die Gemeinde Moorrege 
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Lfd. Haushalts- Datum Bemerkungen
Nr. stelle der

Anweisung
1 13000.15000/5 19.02.2013 Für eine Hilfeleistung bei einem Brand in einer Nachbargemeinde 

wurden der Versicherung Kosten für Auslagen für Schaummittel 
(428,40 €) in Rechnung gestellt. Wann ist der Zahlungseingang 
erfolgt?

Antwort: Nach § 29 des Brandschutzgesetzes ist der Einsatz der 
öffentlichen Feuerwehren für die Geschädigten unentgeltlich bei 
Bränden, der Befreiung von Menschen aus lebensbedrohlichen 
Lagen sowie der Hilfeleistung bei öffentlichen Notständen, die 
durch Naturereignisse verursacht werden.
Für andere Einsätze und Leistungen der öffentlichen 
Feuerwehren einschließlich der Feuersicherheitswache kann der 
Träger der Feuerwehr Gebühren oder privatrechtliche Entgelte 
erheben. Dabei können Pauschalbeträge festgesetzt werden. Das 
Gleiche gilt bei den o.a. Aufgaben im Falle vorsätzlicher 
Verursachung von Gefahr oder Schäden, vorsätzlicher 
grundloser Alarmierung der Feuerwehr, eines Fehlalarms einer 
Brandmeldeanlage, einer bestehenden Gefährdungshaftpflicht, 
einer gegenwärtigen Gefahr, die durch den Betrieb eines Kraft-, 
Luft- Schienen- oder Wasserfahrzeuges entstanden ist und von 
Aufwendungen für Sonderlöschmittel bei Bränden in Gewerbe- 
und Industriebetrieben.
Die Versicherung hat die Kostenfreiheit des Einsatzes gemäß 
Brandschutzgesetz geltend gemacht, so dass die Forderung 
wieder in Abgang gestellt wurde.

2 00000.57000/1-3 19.12.2012 Den Rechnungen über die in der Zeitung erfolgten 
Bekanntmachungen zum Neujahrsempfang wurden die 
entsprechenden Zeitungsausschnitte nicht beigefügt.
Antwort: Der Hinweis wird zukünftig beachtet und die 
entsprechenden Ausschnitte der Rechnung beigefügt.

3 05200.65000/5 03.07.2013 Warum wurde die Bekanntmachung des Amtes in der "Holsteiner 
Allgemeine" (39,10 €) aus dem Haushalt der Gemeinde Moorrege 
bezahlt?
Antwort: Bei der Veröffentlichung handelt es sich um die 
Bekanntmachung über die Zusammensetzung des 
Gemeindewahlausschusses, die Bekanntmachung über die 
Aufforderung zu Einreichung von Wahlvorschlägen sowie 
Bekanntmachung der Wahlkreiseinteilung für die 
Kommunalwahl. 
Die gesetzlich vorgeschriebene Bekanntmachung für die 
Gemeinde Moorrege erfolgt als einzige amtsangehörige 
Gemeinde in der "Holsteiner Allgemeine", so dass die Kosten 
von 39,10 € von der Gemeide zu tragen sind. 
Die öffentliche Bekanntmachung erfolgt nach den 
kommunalrechtlichen Vorschriften im Namen des Amtes für die 
Gemeinde.

Prüfung der Jahresrechnung 2013 durch den Rechnungsprüfungs-

am 17.09.2014    
ausschuss der Gemeinde Moorrege



Lfd. Haushalts- Datum Bemerkungen
Nr. stelle der

Anweisung
4 88000.50000/3 27.02.2013 Warum wurden die Kosten für die Grenzvermessung (416,50 €) von 

der Gemeinde Moorrege bezahlt? Es wird um Sachverhalts-
aufklärung gebeten.

Antwort: An einer öffentlichen Wegefläche für ein rückwärtiges 
Grundstück waren die Grenzpunkte bei einem 
Anliegergrundstück nicht auffindbar. Eine Grenzfeststellung war 
erforderlich, um Klarkeit über die vorhandene Wegebreite und 
den Grenzverlauf zu erhalten. Der Anlieger hat die Kosten für die 
Entfernung von Hecken und Gehölz übernommen und die 
Gemeinde hat die Kosten der Grenzfeststellung getragen.

Amt Moorrege              
Der Amtsvorsteher           

i.A. Neumann

Moorrege, d. 29.09.2014 





 
Gemeinde Moorrege 
 
 

Beschlussvorlage 
 

Vorlage Nr.: 626/2014/MO/BV 
 
 
Fachteam: Soziale Dienste Datum: 15.09.2014 
Bearbeiter: Gudrun Jabs AZ:  

 
 

Beratungsfolge Termin Öffentlichkeitsstatus 
Sozialausschuss der Gemeinde Moorrege 24.11.2014 öffentlich 
Finanzausschuss der Gemeinde Moorrege 03.12.2014 öffentlich 
Gemeindevertretung Moorrege 10.12.2014 öffentlich 

 
Jahresrechnung 2013 DRK-Waldkindergarten Moorrege 
 
Sachverhalt: 
 
Der DRK-Kreisverband Pinneberg  hat die Jahresrechnung 2013 für den DRK-
Waldkindergarten Moorrege (Anlage 1) vorgelegt. Gesamteinnahmen in Höhe von 
94.696,04 Euro stehen Gesamtausgaben in Höhe von 94.518,76 Euro gegenüber, so 
dass sich ein Überschuss in Höhe von 177,28 Euro ergibt.  
 
Stellungnahme der Verwaltung: 
 
Die Jahresrechnung 2013 des DRK –Waldkindergarten wurde am 09.09.2014 von 
den  Rechnungsprüfern der Gemeinde  stichprobenartig überprüft. Es wurden keine 
Beanstandungen festgestellt.  
 
 
 
Finanzierung: 
 
Der Überschuss in Höhe von 177,28  Euro wurde mit der vierten Rate für das Jahr 
2014 verrechnet.  
 
 
Fördermittel durch Dritte: 
 
Personalkostenzuschuss des Landes: 8.796,42 Euro, Betriebskostenzuschuss des 
Kreises: 236,00 Euro, Sozialstaffelausgleich des Kreises: 1.694,00 Euro. 
 
 
Beschlussvorschlag: 
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Der Sozialausschuss empfiehlt/der Finanzausschuss empfiehlt/die Gemeindevertre-
tung beschließt die Jahresrechnung 2013 des DRK-Waldkindergartens, die mit ei-
nem Überschuss in Höhe von 177,28 Euro abschließt,  anzuerkennen. 
 
 
 
 
 
 
__________________ 
   (Weinberg) 
 
 
Anlagen: Jahresrechnung 2013 DRK-Waldkindergarten Moorrege  
 
 
 



Ö  3





 
Gemeinde Moorrege 
 
 

Beschlussvorlage 
 

Vorlage Nr.: 627/2014/MO/BV 
 
 
Fachteam: Soziale Dienste Datum: 15.09.2014 
Bearbeiter: Gudrun Jabs AZ:  

 
 

Beratungsfolge Termin Öffentlichkeitsstatus 
Sozialausschuss der Gemeinde Moorrege 24.11.2014 öffentlich 
Finanzausschuss der Gemeinde Moorrege 03.12.2014 öffentlich 
Gemeindevertretung Moorrege 10.12.2014 öffentlich 

 
Jahresrechnung 2013 DRK-Kinderhaus Moorrege 
 
Sachverhalt: 
 
Der DRK-Kreisverband Pinneberg  hat die Jahresrechnung 2013 für das DRK-
Kinderhaus Moorrege (Anlage 1) vorgelegt. Gesamteinnahmen in Höhe von 
575.319,72  Euro stehen Gesamtausgaben in Höhe von 515.450,88 Euro gegenüber, 
so dass sich ein Überschuss in Höhe von 59.868,84 Euro ergibt. Der Ausschuss zur 
Prüfung der Jahresrechnung hat die Jahresrechnung am 09.09.2014 stichprobenartig 
überprüft. Es ergaben sich keine Beanstandungen. 
 
 
Stellungnahme der Verwaltung: 
 
Der Überschuss ergibt sich überwiegend aus krankheitsbedingten geringeren Perso-
nalkosten, niedrigeren Bewirtschaftungskosten, sowie höheren Einnahmen beim 
Kostenausgleich und dem  nicht mit eingeplantem Betriebskostenzuschuss des Lan-
des für die Krippengruppe.  
 
Über den Haushalt der Gemeinde wurden anteilige Betriebskosten für Abwasser, 
Wasser, Gebäudeversicherung, Müll- und Kehrgebühren in Höhe von 5.435,47  Eu-
ro, sowie 10.554,00 Euro für die Gebäudeunterhaltung gezahlt.  
 
 
 
Finanzierung: 
 
Der Überschuss in Höhe von 59.868,85 Euro wurde mit den Raten für das Jahr 2014 
verrechnet.  
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Fördermittel durch Dritte: 
 
Personalkostenzuschuss des Landes: 64.460,86 Euro, Betriebskostenzuschuss 
Krippengruppe: 23.333,33 Euro, Betriebskostenzuschuss des Kreises: 2.558,00 Eu-
ro, Sozialstaffelausgleich des Kreises: 28.125,00 Euro. 
 
 
Beschlussvorschlag: 
Der Sozialausschuss empfiehlt/der Finanzausschuss empfiehlt/die Gemeindevertre-
tung beschließt die Jahresrechnung 2013, die mit einem Überschuss in Höhe von 
59.868,84 Euro abschließt,  anzuerkennen. 
 
 
 
 
 
 
__________________ 
   (Weinberg) 
 
 
 
Anlagen: Jahresrechnung 2013 DRK-Kinderhaus Moorrege  
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Gemeinde Moorrege 
 
 

Beschlussvorlage 
 

Vorlage Nr.: 638/2014/MO/BV 
 
 
Fachteam: Soziale Dienste Datum: 23.10.2014 
Bearbeiter: Gudrun Jabs AZ:  

 
 

Beratungsfolge Termin Öffentlichkeitsstatus 
Sozialausschuss der Gemeinde Moorrege 24.11.2014 öffentlich 
Finanzausschuss der Gemeinde Moorrege 03.12.2014 öffentlich 
Gemeindevertretung Moorrege 10.12.2014 öffentlich 

 
Jahresrechnung 2013 ev. Kita St. Michael Moorrege 
 
Sachverhalt: 
 
Der Kirchenkreis Pinneberg hat die Jahresrechnung 2013 (Anlage 1) für den evange-
lischen Kindergarten St. Michael vorgelegt. Die Ergebnisrechnung nach Doppik weist 
einen Jahresfehlbetrag von 19.328,77 Euro aus. 
 
Stellungnahme der Verwaltung: 
 
Die Mitglieder des gemeindlichen Ausschusses zur Prüfung der Jahresrechnung ha-
ben die Jahresrechnung am 11.07.2014 überprüfen. Rückfragen der Prüfer wurden 
ausreichend beantwortet.  
 
Der Fehlbetrag von 19.328,77 Euro kommt im Wesentlichen durch fehlende Eltern-
beiträge auf Grund von freien Plätzen, einer Tariferhöhung und   höheren Personal-
kosten für den Ersatz von Krankheitsvertretungen zustande.  
 
 
 
Finanzierung: 
 
Laut Vertrag mit der Kirchengemeinde sind Nachzahlungen unverzüglich, spätestens 
bis zum 30.06. des Folgejahres vorzunehmen. Auf Grund der späten Überprüfung 
der Jahresrechnung durch die gemeindlichen Prüfer wird das Defizit in Höhe von 
19.328,77  Euro mit der vierten Rate an den Kirchenkreis gezahlt. Die Mittel stehen 
bei der Hhst. 4640.71700 zur Verfügung.   
 
 
Fördermittel durch Dritte: 

Ö  5



Personalkostenzuschuss des Landes: 32.619,00 Euro, Landeszuschuss Sprachför-
derung: 7.710,00 Euro, Betriebskostenzuschuss des Kreises: 1690,00 Euro, Sozial-
staffelausgleich des Kreises: 13.937,50 Euro, Zuweisung vom Kirchenkreis: 4.788,25 
Euro. 
 
 
Beschlussvorschlag: 
 
Der Sozialausschuss empfiehlt/der Finanzausschuss empfiehlt/die Gemeindevertre-
tung beschließt die Jahresrechnung 2013 anzuerkennen.  
 
 
 
 
 
 
__________________ 
Weinberg 
 
 
 
Anlagen:  
 
Jahresrechnung 2013 ev. Kita St. Michael Moorrege  
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Gemeinde Moorrege 
 
 

Beschlussvorlage 
 

Vorlage Nr.: 637/2014/MO/BV 
 
 
Fachteam: Soziale Dienste Datum: 27.10.2014 
Bearbeiter: Gudrun Jabs AZ: 4/461.6713 

 
 

Beratungsfolge Termin Öffentlichkeitsstatus 
Sozialausschuss der Gemeinde Moorrege 24.11.2014 öffentlich 
Finanzausschuss der Gemeinde Moorrege 03.12.2014 öffentlich 
Gemeindevertretung Moorrege 10.12.2014 öffentlich 

 
Haushaltsplanung 2015 DRK-Waldkindergarten Moorrege 
 
Sachverhalt: 
 
Der DRK-Kreisverband Pinneberg hat den anliegenden Haushaltsvoranschlag für  
den DRK-Waldkindergarten Waldzauber für das Jahr 2015 vorgelegt. Einnahmen in 
Höhe 57.000 Euro stehen Ausgaben in Höhe von 96.000 Euro gegenüber, so dass 
sich ein Zuschussbedarf in Höhe von 39.000 Euro ergibt.  
 
 
Stellungnahme der Verwaltung: 
 
Höhere Ausgaben sind bei den Personalkosten durch eine Tarifsteigerung, die Ein-
richtung einer Mitarbeitervertretung sowie den Verwaltungskosten zu verzeichnen. 
Die Verwaltungskosten betragen 6 % der Gesamtpersonalkosten und werden in der 
Jahresrechnung spitz abgerechnet. Neu hinzugekommen ist eine Büromiete für die 
Leitung der Einrichtung in Höhe von 1.200 Euro jährlich. 
 
 
 
Finanzierung: 
 
Für den  Betrieb des DRK-Waldkindergartens Waldzauber ist ein Zuschuss für das 
Jahr 2015  in Höhe von  39.000  Euro bei der Hhst. 46400.71700 bereitzustellen.  
 
 
Fördermittel durch Dritte: 
 
Der DRK Kreisverband erhält  für den Betrieb des Waldkindergartens vom Kreis Pin-
neberg einen Betriebskostenzuschuss von 500,00 Euro sowie vom Land Schleswig-
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Holstein einen Personalkostenzuschuss Ü 3 von 15.500 Euro. 
 
 
Beschlussvorschlag: 
 
Der Sozialausschuss empfiehlt/ der Finanzausschuss empfiehlt/die Gemeindevertre-
tung beschließt dem DRK-Kreisverband Pinneberg für die Finanzierung des DRK-
Waldkindergarten Waldzauber einen Zuschuss in Höhe von 39.000 Euro zu gewäh-
ren, wobei sich die Jahresrechnung 2014 entsprechend  auswirken kann. 
 
 
 
 
 
 
__________________ 
   (Weinberg) 
 
 
 
Anlagen: Haushaltsplanung 2014 DRK-Waldkindergarten Waldzauber 
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Gemeinde Moorrege 
 
 

Beschlussvorlage 
 

Vorlage Nr.: 639/2014/MO/BV 
 
 
Fachteam: Soziale Dienste Datum: 23.10.2014 
Bearbeiter: Gudrun Jabs AZ: 4/461.670 

 
 

Beratungsfolge Termin Öffentlichkeitsstatus 
Sozialausschuss der Gemeinde Moorrege 24.11.2014 öffentlich 
Finanzausschuss der Gemeinde Moorrege 03.12.2014 öffentlich 
Gemeindevertretung Moorrege 10.12.2014 öffentlich 

 
Haushaltsplanung 2015 DRK-Kinderhaus Moorrege 
 
Sachverhalt: 
 
Der DRK-Kreisverband Pinneberg e.V. hat den  Haushaltsvoranschlag 2015 (Anlage) 
für das DRK-Kinderhaus Moorrege vorgelegt. Einnahmen in Höhe von 392.300 Euro 
stehen Ausgaben in Höhe von 556.650 Euro gegenüber, so dass ein Zuschussbedarf 
von 164.350 Euro entsteht. Der Beirat des Kinderhauses hat den Haushalt  am 
15.09.2014 der Gemeinde empfohlen. 
 
Stellungnahme der Verwaltung: 
 
Die Haushaltsansätze entsprechen im Wesentlichen denen des Vorjahres.  
 
Es wird u.a. die Ersatzbeschaffung eines neuen Elektroherdes (1.000,00 Euro)  für 
die Küche beantragt. Dieser wurde zwischenzeitlich aus dem Haushalt der Gemein-
de angeschafft. Im DRK-Kreisverband wurde eine Mitarbeitervertretung gegründet.  
Die Kosten hierfür werden auf die einzelnen Einrichtungen umgelegt. Für das DRK-
Kinderhaus wird mit einen Ansatz von 1.000 Euro gerechnet. Diese Ausgabe wurde 
noch nicht im Haushalt berücksichtigt.  
 
Das DRK Kinderhaus wird aktuell von 4 Kindern aus anderen Gemeinden besucht. 
Der Ansatz für den Kostenausgleich ist  auf 10.000 Euro anzuheben. 
 
Auf Grund dieser Änderungen beträgt der von der Gemeinde zu zahlende Zuschuss-
bedarf für das Jahr 2015 lediglich 161.850 Euro.  
 
 
 
Finanzierung: 
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Der Zuschussbedarf für das Jahr 2015  in Höhe von 161.850 Euro ist bei der Hhst. 
4640.71700 bereitzustellen.  Der Mietwert in Höhe von  56.300 Euro ist entsprechend 
durch zu buchen. Zum Haushalt der Grundschule werden Bewirtschaftungskosten in 
Höhe von 6.000 Euro umgebucht. Die von der Gemeinde getragenen Kosten der 
Gebäudeunterhaltung sind bei der Hhst. 4640.5000 dargestellt.  
 
 
Fördermittel durch Dritte: 
 
Der DRK-Kreisverband erhält für den Betrieb der Kindertageseinrichtungen einen 
Betriebskostenzuschuss des Kreises in Höhe von 2.800,00 Euro, einen Personalkos-
tenzuschuss Ü 3 in Höhe von 65.000 Euro, sowie einen Zuschuss U 3 des Landes in 
Höhe von 24.000 Euro.  
 
Beschlussvorschlag: 
 
Der Sozialausschuss empfiehlt/ der Finanzausschuss empfiehlt/die Gemeindevertre-
tung beschließt dem DRK-Kreisverband Pinneberg für die Finanzierung des DRK-
Kinderhauses  einen Zuschuss in Höhe von 161.850 Euro zu gewähren, wobei sich 
die Jahresrechnung entsprechend auswirken kann.  
 
 
 
 
__________________ 
    (Weinberg) 
 
 
 
Anlagen:  
 
Haushaltsplanung 2015  DRK-Kinderhaus Moorrege 
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Gemeinde Moorrege 
 
 

Beschlussvorlage 
 

Vorlage Nr.: 641/2014/MO/BV 
 
 
Fachteam: Soziale Dienste Datum: 23.10.2014 
Bearbeiter: Gudrun Jabs AZ:  

 
 

Beratungsfolge Termin Öffentlichkeitsstatus 
Sozialausschuss der Gemeinde Moorrege 24.11.2014 öffentlich 
Finanzausschuss der Gemeinde Moorrege 03.12.2014 öffentlich 
Gemeindevertretung Moorrege 10.12.2014 öffentlich 

 
Haushaltsplanung 2015 ev. Kindergarten St. Michael 
 
Sachverhalt: 
 
Der Kirchenkreis Pinneberg hat den anliegenden Haushaltsplanentwurf 2015 für die 
Kindertagesstätte der Kirchengemeinde St. Michael Moorrege-Heist vorgelegt, mit  
dem ein gemeindlicher Zuschuss in Höhe von 138.690,00 Euro  beantragt wird. Ein-
nahmen in Höhe von 240.300,00 Euro stehen Ausgaben in Höhe von 378.990,00 
Euro gegenüber.  
 
Stellungnahme der Verwaltung: 
 
Die Einnahmen und Ausgaben für den Betrieb der Kindertagesstätte entsprechen im 
Wesentlichen denen des Vorjahres.  
 
Die Tariferhöhung für die Beschäftigten sowie die GEZ – Gebühren wurden mit ein-
geplant. Mehreinnahmen sind insbesondere beim Kostenausgleich zu verzeichnen, 
da aktuell 11 Kinder aus anderen Gemeinden den Kindergarten besuchen. Wegge-
fallen sind die Zins- und Tilgungszahlungen für Finanzierung des Anbaus, da das 
Darlehen getilgt wurde.  
 
 
 
Finanzierung: 
 
Der Zuschussbedarf für den Betrieb der evangelischen Kindertagesstätte beträgt für 
das Jahr 2015  138.690,00 Euro und ist bei der Hhst. 46400.71700 bereitzustellen.  
 
 
Fördermittel durch Dritte: 
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Der Kirchenkreis erhält für den Betrieb der Kindertageseinrichtungen ein Betriebs-
kostenzuschuss des Kreises in Höhe von 1.690,00 Euro und einen Personalkosten-
zuschuss Ü 3 in Höhe von 35.300 Euro.  
 
 
Beschlussvorschlag: 
 
Der Sozialausschuss empfiehlt/der Finanzausschuss empfiehlt/die Gemeindevertre-
tung beschließt der Kindertagesstätte der ev. luth. Kirchengemeinde Moorrege-Heist 
für das Haushaltsjahr 2015 einen Zuschuss in Höhe von höchstens  138.690,00 Euro 
zu gewähren, wobei sich die Jahresrechnung 2014 entsprechend auswirken kann.   
 
 
 
 
 
 
__________________ 
   (Weinberg) 
 
 
 
Anlagen: 
 
Haushaltsplanung 2015 ev. Kita Moorrege  
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Gemeinde Moorrege 
 
 

Beschlussvorlage 
 

Vorlage Nr.: 636/2014/MO/BV 
 
 
Fachteam: Soziale Dienste Datum: 21.10.2014 
Bearbeiter: Gudrun Jabs AZ: 4/ 

 
 

Beratungsfolge Termin Öffentlichkeitsstatus 
Sozialausschuss der Gemeinde Moorrege 24.11.2014 öffentlich 
Finanzausschuss der Gemeinde Moorrege 03.12.2014 öffentlich 
Gemeindevertretung Moorrege 10.12.2014 öffentlich 

 
Vereinbarung mit dem Kreis Pinneberg zur Finanzierung der 
Familienbildungsstätten 
 
Sachverhalt: 
 
Die Finanzierung der Vermittlung, Qualifizierung  und Beratung von Tagespflegeper-
sonen erfolgte bisher direkt über  die Familienbildungsstätten.  Die Familienbildungs-
stätte Wedel hat jährlich einen entsprechenden Antrag  zur anteiligen Finanzierung 
an die Gemeinde gestellt.  
 
Um die Familienbildungsstätten von den erheblichen Organisations- und Verwal-
tungsaufwand bezüglich der Sicherung der Finanzierung zu entlasten, wurde eine 
Arbeitsgruppe zur Verteilung der Finanzierungsanteile der Kindertagespflege ge-
gründet. Diese hat sich ausführlich mit der Thematik befasst und die anliegende Ver-
einbarung ausgearbeitet (Anlage 1). 
 
Die Berechnung des Gemeindeanteils kann aus der Anlage zu der Vereinbarung 
entnommen werden. Für die Gemeinde Moorrege ergibt sich ein Gemeindeanteil von 
2.299,51 Euro (bisher 1.851,21 Euro). Die Anhebung ergibt sich aus einem erhöhten 
Finanzierungsbedarf. 
 
Stellungnahme der Verwaltung: 
 
Von Seiten der Verwaltung wird das Verfahren begrüßt, da es zu einer Verwaltungs-
vereinfachung führt. Die Gemeinde erhält bei dieser  Finanzierung für die nächsten 
fünf Jahre eine Planungssicherheit.   
 
 
 
Finanzierung: 
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Im Haushalt der Gemeinde Moorrege ist bei der Hhst. 4650.71700 ein Betrag von 
2.299,51 Euro zur Verfügung zu stellen. 
 
 
Fördermittel durch Dritte: 
 
Der Kreisanteil zur Finanzierung dieses Angebotes beträgt jährlich 246.400 Euro. 
 
 
Beschlussvorschlag: 
 
Der Sozialausschuss empfiehlt, der Finanzausschuss empfiehlt, die Gemeindevertre-
tung beschließt die Vereinbarung zwischen dem Kreis Pinneberg und der Gemeinde 
Moorrege über die gemeinsame Finanzierung der Wahrnehmung der Qualifikation 
von Kindertagespflegepersonen und die Vermittlung von Tagespflegeverhältnissen 
durch die Kreis-Arbeitsgemeinschaften der Familienbildungsstätten zum 01.01.2015 
abzuschließen. Der Zuschuss beträgt jährlich 2.299,51 Euro.  
 
 
 
 
 
 
__________________ 
    (Weinberg) 
 
 
 
Anlagen:  
 
Entwurf der Vereinbarung zwischen dem Kreis Pinneberg und der Gemeinde Moor-
rege über die gemeinsame Finanzierung der Wahrnehmung der Qualifikation von 
Kindertagespflegepersonen und die Vermittlung von Tagespflegeverhältnissen durch 
die Kreis-Arbeitsgemeinschaften der Familienbildungsstätten  
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Gemeinde Moorrege 
 
 

Beschlussvorlage 
 

Vorlage Nr.: 630/2014/MO/BV 
 
 
Fachteam: Finanzen Datum: 26.09.2014 
Bearbeiter: Jens Neumann AZ: 3/750-250 

 
 

Beratungsfolge Termin Öffentlichkeitsstatus 
Finanzausschuss der Gemeinde Moorrege 03.12.2014 öffentlich 
Gemeindevertretung Moorrege 10.12.2014 öffentlich 

 
Jahresrechnung 2013 für den kirchlichen Friedhof Moorrege 
 
Sachverhalt: 
Der Kirchenkreis Pinneberg hat die Abrechnung 2013 für den kirchlichen Friedhof 
Moorrege vorgelegt. Die Jahresrechnung schließt mit einem Überschuss vom 
14.567,83 € (siehe Anlage) ab. 
Der Kirchenkreis hat die wesentliche Abweichungen bei den Haushaltsstellen erläu-
tert.  
In der Kostenstelle „Grabnutzungsgebühren“ entstanden Mehreinnahmen von 
17.972,80 €.  Zudem waren bei der Kostenstelle „Bestattungsgebühren“ Mehrein-
nahmen von 4.900,00 € zu verzeichnen. Durch die gestiegenen Gebühreneinnahmen 
erhöht sich auf der Ausgabeseite die Zuführung zu den Rückstellungen (30 % der 
Gebühreneinnahmen für Folgejahre) um 5.947,96 €. Zudem sind Mehrausgaben von 
3.270,92 € für die Unterhaltung der Fahrzeuge eingetreten.  
Im Jahr 2013 wurde auf dem Friedhof Moorrege die Fläche für Waldbestattungen 
hergerichtet. Hierfür hat die Gemeinde einen separaten Zuschuss in Höhe von 
19.743,34 € geleistet. Die entsprechenden Ausgaben für die Waldfläche sind bei der 
Kostenstelle „Instandhaltung Grundstück/Gebäude“ ausgewiesen.   
Unter Berücksichtigung aller Einnahmen und Ausgaben verbleibt ein Überschuss von 
14.567,83 €. 
 
 
 
Finanzierung: 
Im Haushalt der Gemeinde Moorrege wurde bei der HHst. 75000/677000 – Kosten-
teil für den kirchlichen Friedhof – ein Betrag in Höhe von 46.210 € für den laufenden 
Zuschuss 2014 bereitgestellt.  
In Abstimmung mit der Kirchengemeinde Moorrege wurde der Überschuss der Jah-
resrechnung 2013 in das Haushaltsjahr 2014 übertragen. Da sich im Jahr 2014 bei 
einzelnen Kostenstellen bereits steigende Aufwendungen abzeichnen, wird eine Teil 
des Überschusses im laufenden Haushaltsjahr 2014 aufgebraucht. Ein restlicher 

Ö  10



Teilbetrag von rd. 6.000 € soll voraussichtlich in das Haushaltsjahr 2015 weiter vor-
getragen werden. 
  
 
 
Fördermittel durch Dritte: 
- entfällt - 
 
 
Beschlussvorschlag: 
Der Finanzausschuss empfiehlt/ Die Gemeindevertretung beschließt, die Jahres-
rechnung 2013 für den kirchlichen Friedhof Moorrege des Kirchenkreises Pinneberg 
zu Kenntnis zu nehmen. 
Der Überschussbetrag in Höhe von 14.567,83 € wird zunächst in das Haushaltsjahr 
2014 vorgetragen. 
  
 
 
 
 
 
__________________ 
Weinberg 
 
Anlagen: 
Jahresrechnung 2013 für den kirchlichen Friedhof Moorrege 
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Gemeinde Moorrege 
 
 

Beschlussvorlage 
 

Vorlage Nr.: 631/2014/MO/BV 
 
 
Fachteam: Finanzen Datum: 30.09.2014 
Bearbeiter: Jens Neumann AZ: 3/750-250 

 
 

Beratungsfolge Termin Öffentlichkeitsstatus 
Finanzausschuss der Gemeinde Moorrege 03.12.2014 öffentlich 
Gemeindevertretung Moorrege 10.12.2014 öffentlich 

 
Defizitübernahme für den kirchlichen Friedhof Moorrege für das Jahr 
2015 
 
Sachverhalt: 
Der Kirchenkreis Pinneberg hat für den kirchlichen Friedhof Moorrege den Haus-
haltsplanentwurf für das Jahr 2015 vorgelegt und beantragt gemäß Anlage die Über-
nahme eines Defizits durch die Gemeinde Moorrege in Höhe von 44.000 €. 
Der Zuschuss ist gegenüber dem Vorjahr um 2.210 € gesunken. 
Im Wesentlichen entsprechen die Planungen für 2015 den Ansätzen des Vorjahres. 
Aufgrund des Rückganges von Sterbefällen wird auf der Einnahmeseite mit geringe-
ren Grabnutzungsgebühren von 33.050 € (Soll 2014 = 38.000 €) gerechnet. Auf der 
Ausgabeseite beinhaltet der Entwurf Personalkostensteigerungen auf 79.000 € (2014 
= 76.900 €). Die Deckung der Mindereinnahmen bzw. Mehrausgaben erfolgt durch 
den erwarteten restlichen Vortrag aus dem Überschuss der Jahresrechnung 2013 in 
Höhe von 6.000 €.  
Entsprechend den Regelungen des Vertrages zwischen der Ev.-Luth. Kirchenge-
meinde St. Michael Moorrege-Heist und der Gemeinde Moorrege wird ein entstehen-
des Betriebskostendefizit durch Zuschüsse der Gemeinde Moorrege gedeckt. 
 
 
 
 
Finanzierung: 
Für das Jahr 2015 ist im Haushalt der Gemeinde Moorrege bei der Hhst. 
036.1.75000.677000 -Kostenanteil für den kirchlichen Friedhof- ein Betrag von 
44.000 € eingeplant. 
  
 
 
Fördermittel durch Dritte: 
- entfällt -  
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Beschlussvorschlag: 
Die Gemeinde Moorrege beteiligt sich auf der Basis des aktuellen kirchlichen Haus-
haltsplanentwurfes 2015 mit einem Zuschuss in Höhe von höchstens 44.000 € an 
den Kosten für den Friedhof Moorrege. Der Zuschuss ist am 01.04. und am 01.10. 
mit je 22.000 € zahlbar, wobei sich die Jahresrechnung 2014 entsprechend auswir-
ken kann. 
  
 
 
 
 
 
 
__________________ 
Weinberg 
 
Anlagen: 
Haushaltsplanentwurf 2015 kirchlicher Friedhof Moorrege 
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Gemeinde Moorrege 
 
 

Beschlussvorlage 
 

Vorlage Nr.: 651/2014/MO/BV 
 
 
Fachteam: Finanzen Datum: 13.11.2014 
Bearbeiter: Bianca Wulff-Buchholz AZ:  

 
 

Beratungsfolge Termin Öffentlichkeitsstatus 
Gemeindevertretung Moorrege  öffentlich 
Finanzausschuss der Gemeinde Moorrege 03.12.2014 öffentlich 

 
Kalkulation der Schmutzwassergebühr für das Jahr 2015 
 
Sachverhalt: 
Die Abwasserwassergebühren in der Gemeinde Moorrege sind zuletzt zum 
01.01.2014 angepasst worden. Es wurde die Zusatzgebühr von 1,88 € auf den aktu-
ellen Gebührensatz von 1,96 €/m³ erhöht. Die Grundgebühr ist von 3,50 € monatlich 
auf aktuell 4,00 € monatlich angehoben worden.  
 
 
Stellungnahme der Verwaltung: 
Unter Berücksichtigung der allgemeinen Kostenentwicklung erfolgt eine Überprüfung 
der Abwassergebühr in der Gemeinde Moorrege. Die Gebührenkalkulation ist als 
Anlage 1 beigefügt. Die Berechnung enthält die Angaben für 2014 sowie die Kalkula-
tion für das Jahr 2015. Die Angaben basieren auf dem Stand vom 18.11.2014. 
 
Der Abschnitt 70 „Abwasserbeseitigung“ des Verwaltungshaushalts zeigte in den 
vergangen Jahren folgenden Abschlüsse auf:  
 
2010:  
Einnahmen in Höhe von 362.763,75 € und Ausgaben in Höhe von 394.821,21 €   
 Fehlbetrag: 32.057,37 € 
2011:  
Einnahmen in Höhe von 387.645,41 € und Ausgaben in Höhe von 398.253,34 €  
 Fehlbetrag: 10.607,93 € 
2012:  
Einnahmen in Höhe von 369.444,31 € und Ausgaben in Höhe von 380.783,19 €  
 Fehlbetrag: 11.437,16 € 
2013 
Einnahmen in Höhe von 362.828,24 € und Ausgaben in Höhe von 389.562,15 €  
 Fehlbetrag: 26.733,91 
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Die Fehlbeträge der Vorjahre konnten durch Zuführungen aus der Gebührenaus-
gleichsrücklage Ortsentwässerung (OE) bis 2013 ausgeglichen werden. Der Bestand 
der Gebührenausgleichsrücklage OE war Ende 2013 jedoch bis auf einem Sollbe-
stand von 294,57 € ausgeschöpft. Dieser Sollbestand ist der Rücklage am 
11.02.2014 entnommen worden, so dass die Gebührenausgleichsrücklage OE einen 
Sollbestand von 0,00 € auswies. Eine Gebührenerhöhung war unvermeidbar.   
 
Laut vorläufigen Rechnungsergebnisses wird der Abschnitt 70 „Abwasserbeseiti-
gung“ in 2014 erstmals wieder mit einem Überschuss abschließen können. Bis zum 
Ende des Haushaltsjahres ist jedoch noch mit weiteren Ausgaben zu rechnen. Der 
genaue Betrag des Überschusses kann deswegen noch nicht genannt werden.     
 
Aus der beigefügten Kalkulation würde sich eine Gebührensenkung ergeben.   
 
Hinsichtlich der geplanten Maßnahmen und Arbeiten zur anstehenden Erstellung des 
Kanalkatasters und zur Umsetzung der Selbstüberwachungsverordnung für die  
Schmutzwasserkanalisation wird verwaltungsseitig empfohlen, die Gebühren für das 
Kalenderjahr 2015 konstant zu halten. Die Erstellung des Kanalkatasters wird aus 
dem Vermögenshaushaltung sowie der Abschreibungsrücklage Ortsentwässerung 
finanziert. Aus der Durchführung dieser Maßnahmen werden sich weitere Folgekos-
ten ergeben. Diese Kosten werden die Unterhaltungskosten und somit den Verwal-
tungshaushalt belasten. Sobald absehbar ist, in welcher Höhe die Kosten entstehen, 
werden die Gebühren erneut kalkuliert.  
 
  
 
 
 
Finanzierung:  
Der voraussichtliche Überschuss ist der Gebührenausgleichsrücklage zuzuführen.     
 
 
 
Beschlussvorschlag: 
Der Finanzausschuss empfiehlt der Gemeindevertretung, die anliegende Gebühren-
kalkulation zur Kenntnis zu nehmen. Im Jahr 2015 ist erneut eine Gebührenkalkulati-
on vorzunehmen  
 
 
 
 
 
 
__________________ 
Weinberg  
 
 
 
Anlagen: 
Gebührenkalkulation 2015  
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Gemeinde Moorrege 
 
 

Beschlussvorlage 
 

Vorlage Nr.: 653/2014/MO/BV 
 
 
Fachteam: Ordnung und Technik Datum: 13.11.2014 
Bearbeiter: Uwe Denker AZ: 7 / 

 
 

Beratungsfolge Termin Öffentlichkeitsstatus 
Finanzausschuss der Gemeinde Moorrege 03.12.2014 öffentlich 
Gemeindevertretung Moorrege 10.12.2014 öffentlich 

 
Vertrag Gemeinde / Wasserbeschaffungsverband; hier: Beratung über 
einen Vertragsentwurf 
 
Sachverhalt: 
 
Der Wasserbeschaffungsverband Haseldorfer Marsch (WBV) hat den Vertrag vom 
14.02.1972 fristgerecht zum Jahreswechsel 31.12.2013 gekündigt. 
Es besteht der Vertrag in der gekündigten Form weiter, bis dann der neue Vertrag 
von den betroffenen Gemeinden unterzeichnet ist. 
Nach Aussage des WBV war diese Kündigung notwendig, da beim vorhandenen 
Vertrag im Bereich der Löschwasserversorgung Ergänzungen bzw. Veränderungen 
erforderlich sind. 
Dieses ist vor dem Hintergrund der für die Gemeinde bestehenden Verpflichtung zur 
Gefahrenabwehr nach dem Gesetz über den Brandschutz und die Hilfeleistung not-
wendig und schließt die Bereitstellung von ausreichend Löschwasser ein. 
Der vorgelegte Vertragsentwurf vom 13.09.2013 sorgte für Unmut und Unzufrieden-
heit bei den betroffenen Bürgermeistern bzw. Gemeinden. Es folgte eine Aussprache 
am 11.11.2013 in den Räumen des WBV. 
 
Am 21.07.2014 wurde vom WBV ein  überarbeiteter Vertragsentwurf, welcher die 
Gremien des WBV bereits passiert hat, vorgelegt.  
 
 
Stellungnahme der Verwaltung: 
 
 
Es wurde ein völlig neuer Vertrag aufgesetzt. Lediglich der § 1 wurde fast wortgleich 
übernommen. Die weiteren Paragraphen wurden erweitert, umgestaltet oder in der 
Nummerierung verändert. 
Es erübrigt sich aus Sicht der Verwaltung hier eine Gegenüberstellung der einzelnen 
Paragraphen zu erarbeiten. 
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Hinsichtlich der durch den WBV vorgestellten Kosten für die Löschwasservorhaltung 
und –entnahme bedarf es einer genaueren Betrachtung. 
 
Nach § 6 soll die Gemeinde für Löschwasservorhaltung und –entnahme pauschal für 
jeden Löschwasserhydranten 10,00 €/ Jahr zahlen.  
Diese Annahme erscheint der Verwaltung zu hoch. 
 
 
Die Feuerwehr übt ca. 8 x /Jahr  mit Löschwasser aus Hydranten. Nach vorsichtiger Berech-
nung der Entnahme muss mit einem Verbrauch ca. 320 - 460 m³ / Jahr gerechnet werden. 
Wegen fehlender Verbrauchszahlen der Feuerwehren wurde dieser Verbrauch geschätzt. 
Daraus ergeben sich Kosten von ca. 5,20 € / Hydrant/ Jahr. 
 
Nach § 7 soll  die Wartung und Instandhaltung der Hydranten vom WBV übernom-
men werden. Je nach Art der Hydranten sollen die Kosten zwischen WBV und Ge-
meinde aufgeteilt bzw. der Gemeinde gesamt zugeordnet werden. 
 
Hydranten für Trinkwasser- und Löschwasserversorgung > je 50 % Gemeinde / WBV  
Hydranten nur für Löschwasserversorgung    > 100 % Gemeinde 
Einwinterung, Lackierung und Zugänglichkeit  > obliegt der Gemeinde   
 
Bei oben stehender Betrachtung stellt sich heraus, dass bei Instandhaltung/Wartung 
ein großer Teil der Kosten bei der Gemeinde angesiedelt ist. Aus diesem Grund hält 
die Verwaltung eine hier Pauschale von 2,00 €/(Hydrant x Jahr) für ausreichend. 
 
Zusammen mit den Kosten für Löschwasservorhaltung und –entnahme ergibt sich 
als Vorschlag der Verwaltung eine pauschale jährliche Abgeltung in Höhe von ge-
samt 7,20 € / Hydrant.  
Aus Sicht der Verwaltung ist es richtig, wenn die Gemeinde, in deren Verantwortung 
laut Brandschutzgesetz auch die Vorhaltung einer funktionierenden Löschwasserver-
sorgung steht, die Kosten hierfür übernimmt und es so nicht zu einer Vermischung 
bei der Kostenkalkulation des Wasserversorgers kommt. 
 
 
 
Finanzierung: 
  
Für die im § 6 Abs. 1 zu vereinbarende Bereitstellungspauschale für an den Hydran-
ten bereit stehendes Löschwasser, zahlt die Gemeinde jährlich eine Pauschale von 
7,20 €/Hydrant. Das zu Übungs- und Brandeinsätzen von der Feuerwehr entnomme-
ne Löschwasser ist in der Pauschale enthalten.  
 
Anzahl Hydranten x 7,20 €/Hydrant = Bereitstellungspauschale /Jahr 
 
Moorrege 110  (+32 Spülhydranten) 
110 Hydr.     x 7,20 € / (Hydr. x a)   =     792,00 € / a 
 
 
 
 
Fördermittel durch Dritte:  keine 
 



 
Beschlussvorschlag: 
  
O Der Finanzausschuss empfiehlt / die Gemeindevertretung beschließt, dass der 
vorgelegte Vertrag des WBV in dieser Form abgeschlossen wird. 
 
O Der Finanzausschuss empfiehlt / die Gemeindevertretung beschließt, dass der 
vorgelegte Vertrag des WBV mit den nachfolgen formulierten Änderungen abge-
schlossen wird. 
In § 6 des Vertrages soll für die pauschale Abgeltung der Kosten für Löschwasser-
vorhaltung und –entnahme, Wartung und Unterhaltung der Hydranten 7,20 €/Hydrant 
gezahlt werden. 
Weitere Änderungsvorschläge: 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
__________________ 
Weinberg 
 
 
 
Anlagen:  Vertragsentwurf neu 
  Vertrag vom 14.02.1972 
 
 
 





 
VERTRAG 

 
 
 

zwischen 
 
 
 

der Gemeinde …………………………… 
vertreten durch Bürgermeister …………………………… 

 
 

Gemeinde 
 
 
 

und 
 
 
 

dem Wasserbeschaffungsverband Haseldorfer Marsch 
vertreten durch den Verbandsvorsteher 

Hans-Werner Wulff 
 
 

Verband 
 
 
 
 
 
 
 

wird nachstehender Vertrag geschlossen: 
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Präambel 
 
Der Verband ist aufgrund der Verbandssatzung vom 13.02.2009 verpflichtet, die 
öffentliche Wasserversorgung über ein leitungsgebundenes Versorgungsnetz in 
öffentlichen Straßen, Wegen, Plätzen und Brücken der Gemeinde sicherzustellen 
und jedermann an dieses Wasserversorgungsnetz anzuschließen und hieraus zu 
versorgen. 
 
Der Gemeinde obliegt nach § 2 des Gesetzes über den Brandschutz und die 
Hilfeleistung der Feuerwehren (Brandschutzgesetz –BrSchG -) vom 10. Februar 
1996 (GVOB. S.200) die pflichtige Selbstverwaltungsaufgabe der Gefahrenabwehr, 
für eine ausreichende Löschwasserversorgung zu sorgen. 
 
 

§ 1 
Gestattung 

 
Die Gemeinde gestattet dem Verband auch weiterhin, zur Versorgung der Einwohner 
mit Trinkwasser die erforderlichen Leitungen in den öffentlichen Straßen der 
Gemeinde zu verlegen. Die Trassenführung bedarf der vorhergehenden Abstimmung 
mit der Gemeinde oder den von ihr Beauftragten. 
 
Grundsätzlich erklärt die Gemeinde dem Verband ihre Bereitschaft, 
Gemeindegrundstücke, die nicht öffentliche Straßen sind, für Leitungserweiterungen 
zur Verfügung zu stellen. Die Trassenführung bedarf jedoch in diesen Fällen der 
Zustimmung der Gemeindevertretung. Im gemeinsamen Interesse ist eine 
Grunddienstbarkeit zu bestellen. Die Kosten hierfür trägt der Verband. 
 
 

§ 2 
Umverlegungen 

 
Die Kosten der Umverlegung von Trinkwasserleitungen in Bundes-, Landes-, Kreis- 
und Gemeindestraßen werden wie folgt geregelt: 
 
(1) Die Umverlegungskosten, verursacht durch Verlegung der 

Regenwasserleitungen, trägt der Verband. 
 
(2) Die Umverlegungskosten, verursacht durch Verlegung der 

Schmutzwasserleitungen, trägt der Verband nur, wenn eine Kostenregelung 
nicht im Rahmen der abrechnungsfähigen Kosten der Ortsentwässerung 
möglich ist oder Dritte von der Gemeinde kostenpflichtig gemacht werden 
können. 

 
 

§ 3 
Ermittlung der vorhandenen Löschwassermengen 

 
(1) Auf der Grundlage einer Löschwasserbedarfsanalyse der Gemeinde für ihr 

Gebiet und des Rohrnetzplanes des Verbandes ermittelt der Verband die 
Löschwassermengen, die aus den vorhandenen Entnahmestellen (Hydranten) 
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des leitungsgebundenen Wasserversorgungsnetzes entnommen werden 
können. 

 
(2) Die Löschwasserbedarfsanalyse der Gemeinde umfasst den 

Löschwasserbedarf, der zur Sicherstellung der ausreichenden 
Löschwasserversorgung nach § 2 BrSchG notwendig ist. Grundlage hierfür 
sind die Anforderungen an den Grundschutz nach Maßgabe des DVGW-
Arbeitsblattes W 405 (Bereitstellung von Löschwasser durch öffentliche 
Trinkwasserversorgung). 

 
(3)  Der Verband ermittelt die an den vorhandenen Hydranten zur Verfügung 

stehenden Löschwassermengen unter Berücksichtigung der jederzeit für die 
Gewährleistung der Anschluss- und Versorgungspflicht der 
Trinkwasserversorgung notwendigen Wassermengen. 

 
(4)  Die hiernach an den vorhandenen Hydranten zur Verfügung stehenden 

Löschwassermengen werden in einem Löschwasserbereitstellungsplan 
verzeichnet, der als Anlage 1 beigefügt ist. 
 

(5) Reichen die hiernach an den vorhandenen Hydranten zur Verfügung 
stehenden Löschwassermengen nicht zur vollständigen Deckung der 
ausreichenden Löschwasserversorgung nach § 2 BrSchG aus, können 
Gemeinde und Verband eine entsprechende Verstärkung des 
leitungsgebundenen Wasserversorgungsnetzes und/oder den Einbau weiterer 
Hydranten vereinbaren, soweit hierdurch hygienische Beeinträchtigungen der 
Beschaffenheit des vom Verband zu liefernden Trinkwassers oder sonstige 
Unregelmäßigkeiten in der Trinkwasserlieferung ausgeschlossen sind. Die 
Kosten der Verstärkung  des leitungsgebundenen Wasserversorgungsnetzes 
und/oder des Einbaus weiterer Hydranten trägt die Gemeinde. 

 
 

§ 4 
Ermittlung künftig notwendiger Löschwassermengen 

 
(1) Ergeben sich durch die Erschließung von Neubauten oder sonstige 

städtebauliche Maßnahmen weitere Pflichten der Gemeinde zur Sicherstellung 
der ausreichenden Löschwasserversorgung nach § 2 BrSchG wird die 
erforderliche Dimensionierung des Wasserversorgungsnetzes zur 
Trinkwasserversorgung und Löschwasserbereitstellung sowie der 
erforderlichen Hydranten gemeinsam von Gemeinde und Verband im Rahmen 
der Bauleitplanung festgelegt. Grundlage hierfür sind ebenfalls die 
Anforderungen an den Grundschutz nach Maßgabe des DVGW-Arbeitsblattes 
W 405 (Bereitstellung von Löschwasser durch die öffentliche 
Trinkwasserversorgung). 

  
(2)  Bei der Festlegung der vorzuhaltenden Löschwassermengen sind hygienische 

Beeinträchtigungen der Beschaffenheit des vom Verband zu liefernden 
Trinkwassers oder sonstige Unregelmäßigkeiten in der Trinkwasserlieferung 
auszuschließen. 
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(3) Die hiernach an den einzubauenden Hydranten zur Verfügung stehenden 
Löschwassermengen werden im Löschwasserbereitstellungsplan nach Ziffer 
3.4 ergänzt. 

 
(4)  Die Mehrkosten für die Vorhaltung der nach Ziffer 4.3 festgelegten 

Löschwassermengen notwendige Leitungsdimensionierung (Material- und 
Herstellungskosten) trägt die Gemeinde. 

 
(5) Die Kosten für die einzubauenden Hydranten tragen Gemeinde und Verband 

je zur Hälfte, wenn die Hydranten sowohl für Zwecke der 
Trinkwasserversorgung als auch zur Löschwasservorhaltung erforderlich sind. 
Die Kosten für Hydranten, die ausschließlich zur Löschwasservorhaltung 
eingebaut werden, trägt die Gemeinde. 

 
 

§ 5 
Besondere Löschwasserversorgung 

 
(1) Die Gemeinde stellt sicher, dass die Bauaufsichtsbehörde im 

Zusammenwirken mit der zuständigen Brandschutzdienststelle im 
Baugenehmigungsverfahren prüft, ob im Einzelfall eine besondere 
Löschwasserbereitstellungspflicht gemäß § 27 Abs. 1 BrSchG erforderlich ist. 
Wird diese Anforderung festgestellt und ist mit dem Verfügungsberechtigten 
kein Einvernehmen im Sinne von § 27 Abs. 2 BrSchG erreicht worden, wird 
die Gemeinde einen Antrag beim Innenministerium zur Verpflichtung des 
Verfügungsberechtigten stellen. Die Gemeinde informiert den Verband über 
dieses Verfahren und dessen Ausgang. 

 
(2) Im Falle einer Verpflichtung des Verfügungsberechtigten durch das 

Innenministerium ist der Verband nicht verpflichtet, dem durch die 
Verpflichtung beschwerten Verfügungsberechtigten die für die geforderte 
Löschwasserversorgung erforderliche Löschwassermenge ganz oder teilweise 
vorzuhalten. 

 
 

§ 6 
Kosten der Löschwasservorhaltung und -entnahme 

 
(1) Für die ständige Vorhaltung der an den Hydranten zur Verfügung stehenden 

Löschwassermengen gemäß §3 Abs.4 und §4 Abs.3 zahlt die Gemeinde dem 
Verband ein jährliches Bereitstellungsentgelt in Höhe von 5,00 €/Hydrant, 
dessen Höhe jeweils zu Beginn eines neuen Wirtschaftsjahres überprüft und 
ggf. angepasst wird. 

 
(2) Für die von der Feuerwehr der Gemeinde zu Übungs- und 

Brandbekämpfungszwecken aus den Hydranten entnommenen 
Löschwassermengen zahlt die Gemeinde dem Verband ein Entnahmeentgelt 
in Höhe von 1,50 €/m³ (zzgl. ges. Mwst.), dessen Höhe jeweils zu Beginn 
eines neuen Wirtschaftsjahres überprüft und ggf. angepasst wird. Ist eine 
Erfassung der entnommenen Löschwassermengen mittels geeichter 
Messeinrichtungen nicht möglich, erfolgt die Verbrauchsermittlung durch 
Schätzung aufgrund der Angaben der Feuerwehr. 
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§ 7 
Wartung und Instandhaltung der Hydranten 

 
(1) Wartung und Instandhaltung der Hydranten einschließlich der Anbringung von 

Hinweisschildern werden vom Verband im Rahmen der Wartung des 
Wasserversorgungsnetzes durchgeführt. 

 
(2) Die hierdurch entstehenden Kosten tragen die Gemeinde und Verband je zur 

Hälfte, wenn die Hydranten sowohl der Trinkwasserversorgung als auch der 
Löschwasservorhaltung dienen. Die Kosten für Hydranten, die ausschließlich 
der Löschwasservorhaltung dienen, trägt die Gemeinde. 

 
(3) Die Gemeinde und ihre Bediensteten, insbesondere die Feuerwehr der 

Gemeinde, haben dem Verband festgestellte Funktionsmängel und/oder 
Schäden der Hydranten unverzüglich mitzuteilen. Dies gilt auch für Schäden 
an den Hydranten die durch Entnahme von Löschwasser zu Übungs- und 
Brandbekämpfungszwecken entstehen. 

 
(4) Die Einwinterungsarbeiten obliegen der Gemeinde. 
 
(5) Das Lackieren der Hydranten obliegt bei Bedarf der Gemeinde. 
 
(6) Das Freischneiden der Hydranten obliegt der Gemeinde. 
 
 

§ 8 
Umfang der Löschwasservorhaltung, Benachrichtigung bei 

Unterbrechungen 
 
(1) Der Verband ist verpflichtet, Löschwasser nach Maßgabe des 

Löschwasserbereitstellungsplanes an den hierfür vorgesehenen Hydranten 
jederzeit zur Verfügung zu stellen. Dies gilt nicht soweit und solange dem 
Verband an der Vorhaltung durch höhere Gewalt oder sonstige Umstände, 
deren Beseitigung dem Verband wirtschaftlich nicht zumutbar ist, gehindert ist. 
(Als sonstiger Umstand gilt insbesondere der teilweise oder vollständige 
Ausfall der Wasserlieferung durch den Vorlieferanten des Verbandes.) 

 
(2) Die Löschwasservorhaltung kann durch den Verband unterbrochen werden, 

soweit dies zu Vornahme betriebsnotwendiger Arbeiten am 
Wasserversorgungsnetz erforderlich ist. Der Verband wird die Feuerwehr über 
jede beabsichtigte Unterbrechung rechtzeitig informieren. Unvorhergesehene 
Unterbrechungen wird der Verband unverzüglich der Feuerwehr mitteilen. 

 
 

§ 9 
Löschwasserentnahmen durch die Feuerwehr 

 
(1) Notwendige Löschwasserentnahmen zu Brandbekämpfungszwecken sind von 

der Feuerwehr an den Hydranten nur im Rahmen der nach dem 
Löschwasserbereitstellungsplan möglichen Löschwassermengen 
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vorzunehmen. Benötigt die Feuerwehr im Einzelfall darüber hinausgehende 
Löschwassermengen, ist der Verband unverzüglich zu informieren. 

 
(2) Bei Löschwasserentnahmen zu Übungs- und Brandbekämpfungszwecken 

trägt die Feuerwehr dafür Sorge, dass Störungen der angeschlossenen 
Trinkwasserkunden oder störende Rückwirkungen auf Einrichtungen des 
Verbandes oder Dritter oder Rückwirkungen auf die Trinkwassergüte 
ausgeschlossen sind.  

 
(3) Nach Beendigung der Löschwasserentnahmen sind die zur 

Löschwasserentnahme beanspruchten Hydranten von der Feuerwehr 
ordnungsgemäß zu sichern. Der Zeitraum der Löschwasserentnahme und die 
in Anspruch genommenen Hydranten sind dem Verband schriftlich mitzuteilen. 

 
 

§ 10 
Haftung 

 
(1) Die gegenseitige Haftung des Verbandes und der Gemeinde ist auf Vorsatz 

und grobe Fahrlässigkeit beschränkt. 
 
(2) Verband und Gemeinde stellen sich gegenseitig von Ansprüchen Dritter, die 

aufgrund von Haftungsursachen in der Verantwortungssphäre des Verbandes 
gegen die Gemeinde und umgekehrt geltend gemacht werden, frei. Diese 
Freistellung umfasst auch eventuelle Prozesskosten. 

 
(3) Bestehen über diese Freistellung hinausgehende Versicherungsansprüche, 

werden diese hiermit, soweit möglich, abgetreten. Verband und Gemeinde 
nehmen diese Abtretung wechselseitig an. 

 
 

§ 11 
Koordinierungsstab 

 
Verband und Gemeinde richten einen Koordinierungsstab ein, der aus Mitarbeitern 
des Verbandes, Bediensteten des Ordnungs- und Bauamtes der Gemeinde sowie 
Angehörigen der Feuerwehr besteht und dessen Aufgabe es ist, die nach diesem 
Vertrag bestehende gemeinsame Aufgabenerfüllung durch den Verband und die 
Gemeinde loyal, unbürokratisch und fachübergreifend zu gewährleisten. 
 
 

§ 12 
Änderung der wirtschaftlichen Verhältnisse 

 
Tritt nach Vertragsabschluss eine wesentliche Veränderung der rechtlichen und 
tatsächlichen Verhältnisse ein, die bei Abschluss dieses Vertrages maßgebend 
waren, und sind infolgedessen die gegenseitigen Verpflichtungen des Verbandes 
und der Gemeinde in ein grobes Missverhältnis geraten, werden Verband und 
Gemeinde eine angemessene Anpassung des Vertrages an die geänderten 
Verhältnisse herbeiführen. 
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§ 13 
Unwirksamkeit von Vertragsbestimmungen 

 
Sollte eine der in diesem Vertrag enthaltenen Bestimmungen unwirksam sein oder 
werden, wird die Wirksamkeit der übrigen Bestimmungen dadurch nicht berührt. 
Verband und Gemeinde verpflichten sich jedoch, eine unwirksame Bestimmung 
durch eine wirksame, der unwirksamen Bestimmung möglichst gleich kommende 
Bestimmung, zu ersetzen.  
 
 

§ 14 
Schlussbestimmungen 

 
(1) Der Verband verpflichtet sich für jeden Fall der Rechtsnachfolge durch einen 

anderen Träger der Wasserversorgung, seine Rechte und Pflichten aus 
diesem Vertrag auf den Rechtsnachfolger mit der Maßgabe zu übertragen, 
dass auch dieser seine Nachfolger wiederum entsprechend verpflichtet. 

 
(2) Änderungen und Ergänzungen des Vertrages bedürfen der Schriftform sowie 

der ausdrücklichen Bezugnahme auf diesen Vertrag. 
 
(3) Verband und Gemeinde erhalten je eine Ausfertigung des Vertrages sowie 

künftiger Änderungen und Ergänzungen. 
 
(4) Der Vertrag tritt mit seiner Unterzeichnung durch die Gemeinde und den 

Verband in Kraft.   
 
 
 
………………………, tt.mm.2013 
 
 
Für die Gemeinde …………………..  Für den Wasserbeschaffungsverband 

Haseldorfer Marsch 
   

……………………………….. 
Bürgermeister 

 Hans Werner Wulff 
Verbandvorsteher 

   

……………………………….. 
Erster stellv. Bürgermeister 

 Sören Weinberg 
stellv. Verbandsvorsteher 

 
 
 
 
 





 
VERTRAG 

 
 
 
 

zwischen 
 
 
 
 

der Gemeinde …………………………… 
vertreten durch Bürgermeister …………………………… 

 
 

 
 
 

und 
 
 
 

dem Wasserbeschaffungsverband Haseldorfer Marsch 
vertreten durch den Verbandsvorsteher 

Hans-Werner Wulff 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

wird nachstehender Vertrag geschlossen: 
 
 
 
 
 
 
 
 

 

Ö  13



2 

Präambel 
 
Der Verband ist aufgrund der Verbandssatzung vom 13.02.2009 verpflichtet, die 
öffentliche Wasserversorgung über ein leitungsgebundenes Versorgungsnetz in 
öffentlichen Straßen, Wegen, Plätzen und Brücken der Gemeinde sicherzustellen 
und jedermann an dieses Wasserversorgungsnetz anzuschließen und hieraus zu 
versorgen. 
 
Der Gemeinde obliegt nach § 2 des Gesetzes über den Brandschutz und die 
Hilfeleistung der Feuerwehren (Brandschutzgesetz –BrSchG -) vom 10. Februar 
1996 (GVOB. S.200) die pflichtige Selbstverwaltungsaufgabe der Gefahrenabwehr, 
für eine ausreichende Löschwasserversorgung zu sorgen. 
 
 

§ 1 
Gestattung 

 
Die Gemeinde gestattet dem Verband auch weiterhin, zur Versorgung der Einwohner 
mit Trinkwasser die erforderlichen Leitungen in den öffentlichen Straßen der 
Gemeinde zu verlegen. Die Trassenführung bedarf der vorhergehenden Abstimmung 
mit der Gemeinde oder den von ihr Beauftragten. 
 
Die Gemeinde erklärt dem Verband ihre Bereitschaft, Gemeindegrundstücke, die 
nicht öffentliche Straßen sind, für Leitungserweiterungen zur Verfügung zu stellen. 
Die Trassenführung bedarf der Zustimmung der Gemeindevertretung. Im 
gemeinsamen Interesse ist eine Grunddienstbarkeit zu bestellen. Die Kosten hierfür 
trägt der Verband. 
 
 

§ 2 
Umverlegungen 

 
Die Kosten für die Umverlegung einer Trinkwasserleitung in einer Bundes-, Landes-, 
Kreis- und Gemeindestraße, werden nach dem Verursacherprinzip von demjenigen 
übernommen, der die Umverlegung gefordert hat. 
 
 

§ 3 
Ermittlung der vorhandenen Löschwassermengen 

 
(1) Auf der Grundlage einer Löschwasserbedarfsanalyse der Gemeinde für ihr 

Gebiet und des Rohrnetzplanes des Verbandes ermittelt der Verband die 
Löschwassermengen, die aus den vorhandenen Entnahmestellen (Hydranten) 
des leitungsgebundenen Wasserversorgungsnetzes entnommen werden 
können. 

 
(2) Die Löschwasserbedarfsanalyse der Gemeinde umfasst den 

Löschwasserbedarf, der zur Sicherstellung der ausreichenden 
Löschwasserversorgung nach § 2 BrSchG notwendig ist. Grundlage hierfür 
sind die Anforderungen an den Grundschutz nach Maßgabe des DVGW-
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Arbeitsblattes W 405 (Bereitstellung von Löschwasser durch öffentliche 
Trinkwasserversorgung). 

 
(3)  Der Verband ermittelt die an den vorhandenen Hydranten zur Verfügung 

stehenden Löschwassermengen unter Berücksichtigung der jederzeit für die 
Gewährleistung der Anschluss- und Versorgungspflicht der 
Trinkwasserversorgung notwendigen Wassermengen. 

 
(4)  Die hiernach an den vorhandenen Hydranten zur Verfügung stehenden 

Löschwassermengen werden in einem Löschwasserbereitstellungsplan 
verzeichnet. 
 

(5) Reichen die hiernach an den vorhandenen Hydranten zur Verfügung 
stehenden Löschwassermengen nicht zur vollständigen Deckung der 
ausreichenden Löschwasserversorgung nach § 2 BrSchG aus, können 
Gemeinde und Verband eine entsprechende Verstärkung des 
leitungsgebundenen Wasserversorgungsnetzes und/oder den Einbau weiterer 
Hydranten vereinbaren, soweit hierdurch hygienische Beeinträchtigungen der 
Beschaffenheit des vom Verband zu liefernden Trinkwassers oder sonstige 
Unregelmäßigkeiten in der Trinkwasserlieferung ausgeschlossen sind. Die 
Kosten der Verstärkung  des leitungsgebundenen Wasserversorgungsnetzes 
und/oder des Einbaus weiterer Hydranten trägt die Gemeinde. 

 
 

§ 4 
Ermittlung künftig notwendiger Löschwassermengen 

 
(1) Ergeben sich durch die Erschließung von Neubauten oder sonstige 

städtebauliche Maßnahmen weitere Pflichten der Gemeinde zur Sicherstellung 
der ausreichenden Löschwasserversorgung nach § 2 BrSchG wird die 
erforderliche Dimensionierung des Wasserversorgungsnetzes zur 
Trinkwasserversorgung und Löschwasserbereitstellung sowie der 
erforderlichen Hydranten gemeinsam von Gemeinde und Verband im Rahmen 
der Bauleitplanung festgelegt. Grundlage hierfür sind ebenfalls die 
Anforderungen an den Grundschutz nach Maßgabe des DVGW-Arbeitsblattes 
W 405 (Bereitstellung von Löschwasser durch die öffentliche 
Trinkwasserversorgung). 

  
(2)  Bei der Festlegung der vorzuhaltenden Löschwassermengen sind hygienische 

Beeinträchtigungen der Beschaffenheit des vom Verband zu liefernden 
Trinkwassers oder sonstige Unregelmäßigkeiten in der Trinkwasserlieferung 
auszuschließen. 

 
(3) Die hiernach an den einzubauenden Hydranten zur Verfügung stehenden 

Löschwassermengen werden im Löschwasserbereitstellungsplan nach Ziffer 
3.4 ergänzt. 

 
(4)  Die Mehrkosten für die Vorhaltung der nach Ziffer 4.3 festgelegten 

Löschwassermengen notwendige Leitungsdimensionierung (Material- und 
Herstellungskosten) trägt die Gemeinde. 
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(5) Die Kosten für die einzubauenden Hydranten tragen Gemeinde und Verband 
je zur Hälfte, wenn die Hydranten sowohl für Zwecke der 
Trinkwasserversorgung als auch zur Löschwasservorhaltung erforderlich sind. 
Die Kosten für Hydranten, die ausschließlich zur Löschwasservorhaltung 
eingebaut werden, trägt die Gemeinde. 

 
 

§ 5 
Besondere Löschwasserversorgung 

 
(1) Die Gemeinde stellt sicher, dass die Bauaufsichtsbehörde im 

Zusammenwirken mit der zuständigen Brandschutzdienststelle im 
Baugenehmigungsverfahren prüft, ob im Einzelfall eine besondere 
Löschwasserbereitstellungspflicht gemäß § 27 Abs. 1 BrSchG erforderlich ist. 
Wird diese Anforderung festgestellt und ist mit dem Verfügungsberechtigten 
kein Einvernehmen im Sinne von § 27 Abs. 2 BrSchG erreicht worden, wird 
die Gemeinde einen Antrag beim Innenministerium zur Verpflichtung des 
Verfügungsberechtigten stellen. Die Gemeinde informiert den Verband über 
dieses Verfahren und dessen Ausgang. 

 
(2) Im Falle einer Verpflichtung des Verfügungsberechtigten durch das 

Innenministerium ist der Verband nicht verpflichtet, dem durch die 
Verpflichtung beschwerten Verfügungsberechtigten die für die geforderte 
Löschwasserversorgung erforderliche Löschwassermenge ganz oder teilweise 
vorzuhalten. 

 
 

§ 6 
Kosten der Löschwasservorhaltung und -entnahme 

 
(1) Für die ständige Vorhaltung der an den Hydranten zur Verfügung stehenden 

Löschwassermengen gemäß §3 Abs.4 und §4 Abs.3 zahlt die Gemeinde dem 
Verband eine jährliche Bereitstellungspauschale in Höhe von 10,00 €/Hydrant, 
deren Höhe jeweils zu Beginn eines neuen Wirtschaftsjahres überprüft und 
ggf. angepasst wird. 

 
(2) Die von der Feuerwehr der Gemeinde zu Übungs- und 

Brandbekämpfungszwecken aus den Hydranten entnommenen 
Löschwassermengen sind in der Bereitstellungspauschale (§ 6.1) enthalten. 

 
 

§ 7 
Wartung und Instandhaltung der Hydranten 

 
(1) Wartung und Instandhaltung der Hydranten einschließlich der Anbringung von 

Hinweisschildern werden vom Verband im Rahmen der Wartung des 
Wasserversorgungsnetzes durchgeführt. 

 
(2) Die hierdurch entstehenden Kosten tragen die Gemeinde und Verband je zur 

Hälfte, wenn die Hydranten sowohl der Trinkwasserversorgung als auch der 
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Löschwasservorhaltung dienen. Die Kosten für Hydranten, die ausschließlich 
der Löschwasservorhaltung dienen, trägt die Gemeinde. 

 
(3) Die Gemeinde hat dem Verband festgestellte Funktionsmängel und/oder 

Schäden der Hydranten unverzüglich mitzuteilen. Dies gilt auch für Schäden 
an den Hydranten die durch Entnahme von Löschwasser zu Übungs- und 
Brandbekämpfungszwecken entstehen. 

 
(4) Die Einwinterungsarbeiten obliegen der Gemeinde. 
 
(5) Das Lackieren der Hydranten obliegt bei Bedarf der Gemeinde. 
 
(6) Das Freischneiden der Hydranten obliegt der Gemeinde. 
 
 

§ 8 
Umfang der Löschwasservorhaltung, Benachrichtigung bei 

Unterbrechungen 
 
(1) Der Verband stellt Löschwasser nach Maßgabe des 

Löschwasserbereitstellungsplanes an den hierfür vorgesehenen Hydranten 
jederzeit zur Verfügung. Dies gilt nicht soweit und solange dem Verband an 
der Vorhaltung durch höhere Gewalt oder sonstige Umstände, deren 
Beseitigung dem Verband wirtschaftlich nicht zumutbar ist, gehindert ist. (Als 
sonstiger Umstand gilt insbesondere der teilweise oder vollständige Ausfall der 
Wasserlieferung durch den Vorlieferanten des Verbandes.) 

 
(2) Die Löschwasservorhaltung kann durch den Verband unterbrochen werden, 

soweit dies zu Vornahme betriebsnotwendiger Arbeiten am 
Wasserversorgungsnetz erforderlich ist. Der Verband wird die Feuerwehr über 
jede beabsichtigte Unterbrechung rechtzeitig informieren. Unvorhergesehene 
Unterbrechungen wird der Verband unverzüglich der Feuerwehr mitteilen. 

 
 

§ 9 
Löschwasserentnahmen durch die Feuerwehr 

 
(1) Notwendige Löschwasserentnahmen zu Brandbekämpfungszwecken sind von 

der Feuerwehr an den Hydranten nur im Rahmen der nach dem 
Löschwasserbereitstellungsplan möglichen Löschwassermengen 
vorzunehmen. Benötigt die Feuerwehr im Einzelfall darüber hinausgehende 
Löschwassermengen, ist der Verband unverzüglich zu informieren. 

 
(2) Bei Löschwasserentnahmen zu Übungs- und Brandbekämpfungszwecken 

trägt die Feuerwehr dafür Sorge, dass Störungen der angeschlossenen 
Trinkwasserkunden oder störende Rückwirkungen auf Einrichtungen des 
Verbandes oder Dritter oder Rückwirkungen auf die Trinkwassergüte 
ausgeschlossen sind.  

 
(3) Nach Beendigung der Löschwasserentnahmen sind die zur 

Löschwasserentnahme beanspruchten Hydranten von der Feuerwehr 
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ordnungsgemäß zu sichern. Der Zeitraum der Löschwasserentnahme und die 
in Anspruch genommenen Hydranten sind dem Verband schriftlich mitzuteilen. 

 
 

§ 10 
Haftung 

 
(1) Die gegenseitige Haftung des Verbandes und der Gemeinde ist auf Vorsatz 

und grobe Fahrlässigkeit beschränkt. 
 
(2) Verband und Gemeinde stellen sich gegenseitig von Ansprüchen Dritter, die 

aufgrund von Haftungsursachen in der Verantwortungssphäre des Verbandes 
gegen die Gemeinde und umgekehrt geltend gemacht werden, frei. Diese 
Freistellung umfasst auch eventuelle Prozesskosten. 

 
(3) Bestehen über diese Freistellung hinausgehende Versicherungsansprüche, 

werden diese hiermit, soweit möglich, abgetreten. Verband und Gemeinde 
nehmen diese Abtretung wechselseitig an. 

 
 

§ 11 
Koordinierungsstab 

 
Verband und Gemeinde richten einen Koordinierungsstab ein, der aus Mitarbeitern 
des Verbandes, Bediensteten des Ordnungs- und Bauamtes der Gemeinde sowie 
Angehörigen der Feuerwehr besteht und dessen Aufgabe es ist, die nach diesem 
Vertrag bestehende gemeinsame Aufgabenerfüllung durch den Verband und die 
Gemeinde loyal, unbürokratisch und fachübergreifend zu gewährleisten. 
Dieser Koordinierungsstab tagt turnusgemäß alle 2 Jahre, bei Bedarf auch häufiger. 
 
 

§ 12 
Änderung der wirtschaftlichen Verhältnisse 

 
Tritt nach Vertragsabschluss eine wesentliche Veränderung der rechtlichen und 
tatsächlichen Verhältnisse ein, die bei Abschluss dieses Vertrages maßgebend 
waren, und sind infolgedessen die gegenseitigen Verpflichtungen des Verbandes 
und der Gemeinde in ein grobes Missverhältnis geraten, werden Verband und 
Gemeinde eine angemessene Anpassung des Vertrages an die geänderten 
Verhältnisse herbeiführen. 
 
 

§ 13 
Unwirksamkeit von Vertragsbestimmungen 

 
Sollte eine der in diesem Vertrag enthaltenen Bestimmungen unwirksam sein oder 
werden, wird die Wirksamkeit der übrigen Bestimmungen dadurch nicht berührt. 
Verband und Gemeinde verpflichten sich jedoch, eine unwirksame Bestimmung 
durch eine wirksame, der unwirksamen Bestimmung möglichst gleich kommende 
Bestimmung, zu ersetzen.  
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§ 14 
Vertragslaufzeiten 

 
Der Vertrag läuft vom 1. Januar 2015 bis zum 31. Dezember 2015 und verlängert 
sich jeweils um ein Jahr, wenn er nicht bis zum 31. März des laufenden Jahres zum 
Schluss des Jahres aufgekündigt wird. 
 
 

§ 15 
Schlussbestimmungen 

 
(1) Der Verband verpflichtet sich für jeden Fall der Rechtsnachfolge durch einen 

anderen Träger der Wasserversorgung, seine Rechte und Pflichten aus 
diesem Vertrag auf den Rechtsnachfolger mit der Maßgabe zu übertragen, 
dass auch dieser seine Nachfolger wiederum entsprechend verpflichtet. 

 
(2) Änderungen und Ergänzungen des Vertrages bedürfen der Schriftform sowie 

der ausdrücklichen Bezugnahme auf diesen Vertrag. 
 
(3) Verband und Gemeinde erhalten je eine Ausfertigung des Vertrages sowie 

künftiger Änderungen und Ergänzungen. 
 
(4) Der Vertrag tritt mit seiner Unterzeichnung durch die Gemeinde und den 

Verband in Kraft.   
 
 
 
………………………, tt.mm.2014 
 
 
Für die Gemeinde …………………..  Für den Wasserbeschaffungsverband 

Haseldorfer Marsch 
   

……………………………….. 
Bürgermeister 

 Hans Werner Wulff 
Verbandvorsteher 

   

……………………………….. 
Erster stellv. Bürgermeister 

 Sören Weinberg 
stellv. Verbandsvorsteher 

 
 
 
 
 





 
Gemeinde Moorrege 
 
 

Beschlussvorlage 
 

Vorlage Nr.: 635/2014/MO/BV 
 
 
Fachteam: Ordnung und Technik Datum: 20.10.2014 
Bearbeiter: Uwe Denker AZ: 7 / 701.016 

 
 

Beratungsfolge Termin Öffentlichkeitsstatus 
Bau- und Umweltausschuss der Gemeinde 
Moorrege 

26.11.2014 öffentlich 

Finanzausschuss der Gemeinde Moorrege 03.12.2014 öffentlich 
Gemeindevertretung Moorrege 10.12.2014 öffentlich 

 
Zustandserfassung der Schmutzwasserkanäle gem. 
Selbstüberwachungs-Verordnung (SüVo) 
 
Sachverhalt: 
Die Gemeinde ist im Rahmen der Selbstüberwachung nach § 31 Abs. 1 Satz 1 Lan-
deswassergesetz (LWG) zur Abwasserbeseitigung verpflichtet. Der Abwasserbeseiti-
gungspflichtige (hier die Gemeinde) muss unter Bezugnahme auf § 18 Abs. 1 Satz 3 
Wasserhaushaltungsgesetz (WHG) das anfallende Abwasser zusammenführen 
(sammeln), es mittels eines Kanalnetzes transportieren und mit geeigneten techni-
schen oder naturnahmen Verfahren die Schädlichkeit des Abwassers vermindern 
oder beseitigen. 
Durch den Transport des Abwassers durch die Abwasserkanäle darf kein schädigen-
der Einfluss auf die Umwelt, hier vornehmlich das Grundwasser und das Erdreich, 
einwirken. Der § 85a LWG regelt die Überwachung. 
 
Die Selbstüberwachungs-Verordnung (SüVo)  fordert den Abwasserbeseitigungs-
pflichtigen auf, dafür Sorge zu tragen, dass die Abwasserkanäle und Schächte den 
allgemein anerkannten Regeln der Technik entsprechen und dieses auch in be-
stimmten Intervallen zu überprüfen. 
 
Diese Verordnung fordert den Abwasserbeseitigungspflichtigen auf, im Wasser-
schutzgebiet IIIB und außerhalb die Untersuchung der Schmutzwassersammelleitun-
gen bis zum 22.02.2012 durchgeführt zu haben. Auch sollten bis zu diesem Zeitpunkt 
alle Informationen über die öffentliche Kanalisation in einem Kanalkataster zusam-
mengefasst werden. Dieses ist dann fortzuschreiben. 
 
Auf Antrag der Gemeinde wurde von der Unteren Wasserbehörde des Kreises Pin-
neberg eine Fristverlängerung für die Untersuchung der Schmutzwassersammelka-
näle eingeräumt. Für das Gebiet westlich der Bundesstraße (Wedeler Ch.) bis zum 
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31.12.2014 und für das Gebiet östlich der Bundesstraße bis zum 31.12.2015. 
 
Stellungnahme der Verwaltung: 
 
Vor dem Hintergrund der vorgegebenen Fristen müssen die gesamten SW-
Sammelkanäle jetzt bis 31.12.2015 untersucht werden. Eine Wiederholungsprüfung 
der SW-Sammelkanäle hat nach 15 Jahren, also bis zum 31.12.2030 zu erfolgen 
 
Die erstmalige Zustandserfassung der öffentlichen Anschlusskanäle für Schmutz-
wasser (Leitungen vom Sammelkanal zum Grundstück) ist gem. der aktuellen SüVo 
bis zum 22.02.2022 durchzuführen. Zu diesem Zweck muss dann der SW-
Sammelkanal wieder gereinigt werden. Nach heutiger Kostenannahme würden zum 
Zeitpunkt in 2022 dann ca. 25.000 € zusätzliche Kosten entstehen.  
 
Vor diesem Hintergrund wäre zu überlegen, ob nicht aktuell die öffentlichen An-
schlusskanäle zusammen mit dem SW-Sammelkanal zum jetzigen Zeitpunkt mit ge-
reinigt und inspiziert werden sollten. 
 
Für beide Teile, SW-Sammelkanal und öffentlicher SW-Anschlusskanal, wäre dann 
eine Wiederholungsprüfung zum 31.12.2030 notwendig. 
 
Für die erstmalige Zustandserfassung der Sammelkanäle der Regenwasserkanalisa-
tion sind Fristen bis zum 22.02.2032 und für die zugehörigen Grundstücksanschluss-
kanäle / Anschlussleitungen der Straßenentwässerung gilt eine Frist bis 22.02.2042. 
 
 
 
 
 
Finanzierung: 
  

a) Kosten der Gesamtmaßnahme (incl. Mwst.), zu verteilen auf das Haus-
haltsjahr 2015/2016: 

 
Reinigung SW-Sammelkanal und öffentl. SW-Anschlusskanal, 
TV-Kanalinspektion, Schachtinspektion, Dokumentation gesamt 260.000 €  
Leistungen Ingenieur-Leistungen für Ausschreibung, 
Inspektionspläne, Überwachung, Auswertung, Schadensdarstellung, 
Kanalpläne        gesamt   21.000 €
  

b) Kosten der Maßnahme (incl. Mwst.) ohne öffentl. SW-Anschlusskanäle, 
zu verteilen auf das Haushaltsjahr 2015/2016: 

 
Reinigung SW-Sammelkanal, TV-Kanalinspektion, Schachtinspektion,  
Dokumentation       gesamt 155.000 €  
Leistungen Ingenieur-Leistungen für Ausschreibung, 
Inspektionspläne, Überwachung, Auswertung, Schadensdarstellung, 
Kanalpläne        gesamt   13.000 € 
 
 
Fördermittel durch Dritte:      keine 



 
 
Beschlussvorschlag: 
  
Der Bau- und Umweltausschuss empfiehlt / der Finanzausschuss empfiehlt / die 
Gemeindevertretung beschließt die gem. der geltenden Fassung der SüVo und der 
auf Antrag gewährten Fristverlängerung die notwendigen Maßnahmen, Schmutz-
wasserkanalreinigung und –inspektion in diesem und nächsten Jahr durchführen zu 
lassen. Beide Teilmaßnahmen sollen zur Erzielung wirtschaftlicherer Preise insge-
samt ausgeschrieben werden. Die Maßnahmen werden so ausgeführt, eine kassen-
mäßige Belastung des Haushaltes in 2015 und 2016 erfolgt. 
Der Bürgermeister wird ermächtigt, das Ing.-Büro Lenk & Rauchfuß aus Rellingen mit 
der Begleitung und Erstellung des Kanalkatasters zu beauftragen. 
 
Es wird empfohlen / beschlossen, die Maßnahme wie folgt durchzuführen (siehe Fi-
nanzierung): 
 

a) SW-Sammelkanal einschl. öffentl. Anschlusskanäle 
b) Nur SW-Sammelkanal ohne öffentl. Anschlusskanäle 

 
Die entsprechenden Kosten sind im Haushalt 2015 und 2016 einzuplanen. 
 
 
 
 
 
 
__________________ 
Weinberg 
 
 
 
Anlagen: keine 
 
 
 





 
Gemeinde Moorrege 
 
 

Beschlussvorlage 
 

Vorlage Nr.: 634/2014/MO/BV 
 
 
Fachteam: Soziale Dienste Datum: 03.11.2014 
Bearbeiter: Gudrun Jabs AZ:  

 
 

Beratungsfolge Termin Öffentlichkeitsstatus 
Schul- und Kulturausschuss der Gemeinde 
Moorrege 

20.11.2014 öffentlich 

Finanzausschuss der Gemeinde Moorrege 03.12.2014 öffentlich 
 
Mittelanmeldung Grundschule Moorrege 
 
Sachverhalt: 
 
Die Grundschule Moorrege hat die anliegende Mittelanmeldung für den Haushalt 
2015  vorgelegt und begründet.  
 
Stellungnahme der Verwaltung: 
 
Die Ansätze im Verwaltungs- und Vermögenshaushalt entsprechen  denen des Vor-
jahres.  
 
Es sind folgende Anschaffungen geplant: Neuausstattung des Lehrerzimmers und 
die Anschaffung eines active-boards. Für das Jahr 2017 muss der Computerraum 
neu eingerichtet werden. 
 
Für die Renovierung eines Klassenraumes werden  bei der Haushaltsstelle Gebäu-
de- und Grundstücksunterhaltung Mittel eingeplant.   
 
 
 
Finanzierung: 
 
Die beantragten Haushaltsmittel sind im Haushalt 2015 einzuplanen.  
 
 
Fördermittel durch Dritte: 
 
Die Gemeinde Moorrege erhält zur Finanzierung der Schulsozialarbeit Fördermittel 
aus Kreis- Landes- und Bundesmittel in Höhe von ca. 11.000 Euro.  
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Beschlussvorschlag: 
 
Der Schul- und Kulturausschuss/ der Finanzausschuss  nimmt die Mittelanmeldung 
der Grundschule Moorrege für den Haushalt 2015 zur Kenntnis. Die beantragten 
Haushaltsmittel werden eingeplant. 
 
 
 
 
 
 
__________________ 
    (Weinberg) 
 
 
 
Anlagen: 
 
Mittelanmeldung Grundschule Moorrege  
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Gemeinde Moorrege 
 
 

Beschlussvorlage 
 

Vorlage Nr.: 646/2014/MO/BV 
 
 
Fachteam: Soziale Dienste Datum: 06.11.2014 
Bearbeiter: Michaela Glasenapp-Keller AZ: 4/360.001 

 
 

Beratungsfolge Termin Öffentlichkeitsstatus 
Bau- und Umweltausschuss der Gemeinde 
Moorrege 

26.11.2014 öffentlich 

Finanzausschuss der Gemeinde Moorrege 03.12.2014 öffentlich 
Gemeindevertretung Moorrege 10.12.2014 öffentlich 

 
Antrag des Moorreger Wassersport Verein e.V.auf finanzielle 
Unterstützung zur Anschaffung eines Arbeitsbootes und Erwerb einer 
gebrauchten Halle 
 
Sachverhalt: 
 
Mit Schreiben vom 27.10.2014 (siehe Anlage) hat der Moorreger Wassersport Verein 
e. V. einen Antrag auf finanzielle Unterstützung bei der Anschaffung eines Arbeits-
bootes und Erwerb einer gebrauchten Halle gestellt. 
 
Stellungnahme der Verwaltung: 
 
Entfällt. 
 
 
 
Finanzierung: 
 
Entsprechende Haushaltsmittel müssen für das Haushaltsjahr 2015 zur Verfügung 
gestellt werden. 
 
 
Fördermittel durch Dritte: 
 
Entfällt. 
 
 
Beschlussvorschlag: 
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Der Bau- und Umweltausschuss empfiehlt/ der Finanzausschuss empfiehlt/ die Ge-
meindevertretung beschließt, dem Moorreger Wassersport Verein e. V. einen Zu-
schuss in Höhe von ____________ Euro/ keinen Zuschuss zu gewähren 
 
 
 
 
 
 
__________________ 
           Weinberg 
 
 
 
Anlagen:  
Antrag des Moorreger Wassersportverein e. V: vom 27.10.2014.  
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